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DiePersonalnotspitzt sichzu
Pensionierungen,Burnouts undchronischerUnterbestand:Geschäftsprüfungskommission sorgt sichumZukunft vonBasler Staatsbetrieben.

Nora Hoffmann

Bis im Jahr 2030 wird bei den
BaslerVerkehrsbetrieben (BVB)
ein Drittel der Mitarbeitenden
pensioniert. Das ist dem am
Mittwoch veröffentlichten Be-
richt der Geschäftsprüfungs-
kommission (GPK)desGrossen
Rates zu entnehmen. Und: Es
stelle eineHerausforderungdar,
diese durch Pensionierungen
frei werdenden Stellen rein
quantitativ wieder zu besetzen.
Hinzu kommt: Aufgrund des
Fachkräftemangels seiengewis-
sePositionenbesonders schwie-
rig zu besetzen, steht im GPK-
Bericht.

Über 200 ordentliche Pen-
sionierungen stehen gemäss
BVB-Mediensprecher Matthias
Steiger konkret bis 2030 an.
«Hinzu kommen Personen, die
sich früher pensionieren lassen.
Eine solchdemografischeSitua-
tion gab es bisher noch nicht.»

Fahrgäste sollennichts zu
spürenbekommen
Deswegenwird fleissig umMit-
arbeitende geworben. Unter
anderem mit der Kampagne
«Grün ist gut». Gesucht wer-
den Mitarbeitende für den
Fahrdienst, aber auch für hand-
werklich-technische Berufe
und Ingenieurinnen und Inge-
nieure. Dank vorausschauen-
der Planung seien alle Fahr-
dienststellen für 2025 bereits
besetzt und viele Positionen für
2026 mit passenden Kandida-
tinnen und Kandidaten vorge-
merkt, sagt Steiger.

DieKampagne sei ein erster
Schritt einer langfristigen Aus-
richtung: «Wir wollen unsere
Präsenz indensozialenMedien,
auf Jobplattformen und an Be-
rufs- undQuereinsteigermessen
gezielt ausbauen, neue Ziel-
gruppenansprechen.»Aufdiese
Weise bereiteten sich die BVB

«bestmöglich auf die anstehen-
den Pensionierungen vor», so-
dass diese keine Auswirkungen
auf denBetriebhättenund«die
Fahrgäste nichts davon zu spü-
ren bekommen», sagt Steiger.

BeiLehrerpersonenstehen
auchPensionierungenan
Anfang Juni berichtete die Re-
gierung im Rahmen der neuen
Lohnmassnahmenpakete, dass
bis 2034 ein Viertel aller Kan-
tonsangestellten pensioniert

werde. TimCuénod, Präsident
der Geschäftsprüfungskom-
mission, verwies darauf, dass
die Situation auch bei den
Lehrpersonen brenzlig werden
könnte. Dort gibt es aktuell vie-
le Ausfälle. «Und auch hier
wird es Pensionierungen ge-
ben», so Cuénod.

DieGPKappelliere für «Be-
mühungen in Bezug auf Ge-
sundheitsschutz der Mitarbei-
tenden». Eine Befragung durch
den Kanton habe einen gewis-

sen Handlungsbedarf verdeut-
licht. «Das zukommentieren ist
nicht unsereAufgabe.»Cuénod
betont aber, dass in regelmässi-
gem Abstand Befragungen von
Lehrpersonen durchgeführt
werdenmüssten.

Genaue Zahlen betreffend
bevorstehender Pensionierun-
gen sind beim Erziehungs-
departement am Mittwoch auf
mehrfacheAnfragenicht erhält-
lich.DieMediensprecherin ver-
weist darauf, dass sich «nur der

Gesamtregierungsrat zum Be-
richt derGPK äussert».

Und bei Polizei und Staats-
anwaltschaft ist der Personal-
mangel chronisch. So sind bei
der Kantonspolizei Basel-Stadt
nachaktuellstemStand113Stel-
len unbesetzt,wie SprecherAd-
rian Plachesi sagt. Und: Die an-
rollende Pensionierungswelle
zeichne sichauchbeiderPolizei
ab. «Deshalb legen wir den Fo-
kus aktuell ebenfalls stark auf
die Rekrutierung», so Plachesi.

Ein Viertel aller Staatsangestellten wird in den nächsten Jahren pensioniert. Bilder: Kenneth Nars, Juri Junkov, Keystone (Symbolbilder)

Aus demGPK-Bericht

• Im Januar 2023wurde der kan-
tonale Server von Basel-Stadt
gehackt. Die Zentralisierung der
kantonalen Informatik ist auf-
gegleist. Restrisiken bei Micro-
soft 365 sollen nun klar definiert
werden. Die GPK erwartet, dass
regelmässige Risk-Assess-
ments durchgeführt und wenn
nötig Korrekturmassnahmen er-
griffen werden.
• Die angestrebte Erhöhung der
Sek II-Abschlüsse bei Jugend-
lichen wurde in den letzten vier
Jahren nicht erreicht. Die Ab-
schlussquote lag bei 84,5 Pro-
zent und verfehlte die anvisier-
ten 95 Prozent deutlich. Die
GPK erwartet vom Regierungs-
rat zudem eine Erklärung, war-
um vorgesehene Massnahmen
bei der Förderung der Aus- und
Weiterbildung für Berufsgrup-
pen mit unzureichender oder
fehlender Bildung nicht umge-
setzt wurden.
• Der Systemfehler, der dazu
führte, dass gewisseSteuergut-
haben für die Zinsberechnung
erst im übernächsten Jahr be-
rücksichtigt worden sind, ist be-
reinigt. Die notwendigen Korrek-
turen seien abgeschlossen und
die betroffenen Steuerpflichti-
gen seien ab einer Korrektur von
über zehn Franken benachrich-
tigt worden. Die GPK empfiehlt
ein anderes System.
•Schimmelbefall:Nicht erfreut
zeigt sich dieGPK auch über er-
haltene Informationen zumNeu-
bauNaturhistorischesMuseum/
Staatsarchiv. Nachdem im letz-
ten Quartal 2023 vereinzelte
feuchte Stellen hätten nachge-
dichtet werdenmüssen, seien im
Januar 2024 weitere feuchte
Stellen in unter dem Grundwas-
serspiegel liegenden Stockwer-
ken entdeckt worden. (no)

UnibaselerhältvonTrägerkantonenmehrGeld
Die beiden Basel wollen ihre Beiträge um 11 Prozent erhöhen. Dies sei zuwenig, findet die Basler LDP.

Hans-Martin Jermann

GuteNachrichtenfürdieUniver-
sitätBasel:DieRegierungenbei-
der Basel haben die langen Ver-
handlungenüberdenLeistungs-
auftrag 2026 bis 2029
abgeschlossenunddasGeschäft
in die beiden Parlamente gege-
ben. Die gemeinsam getragene
Universität erhält mehr Geld:
Insgesamt 1,504 Milliarden
FrankenwollendiebeidenBasel
in den kommenden vier Jahren
einschiessen,11Prozentmehrals
inderablaufendenLeistungspe-
riode 2022bis 2025.

Davon trägt Basel-Stadt
knapp 771 Millionen Franken
(51,25%)undBaselland733Mil-
lionen (48,75%).Dieprozentua-
len Anteile verändern sich
gegenüber der Vorperiode
kaum. Die Beiträge setzen sich
so zusammen: Beide Kantone
tragen zunächst die Vollkosten
für ihre Studierenden, im Falle
vonBaselland sindes370,6Mil-

lionenFrankenüberdievier Jah-
re, bei Basel-Stadt 285,9Millio-
nen.Dies,weilmehr Studieren-
de aus dem Landkanton
stammen als aus der Stadt. Für
den Standortvorteil wird Basel-
Stadt mit total 84,7 Millionen
Franken belastet.

In einem zweiten Schritt
wird dann das Restdefizit der
Uni auf die beiden Partnerkan-
toneverteilt,wobei dieGewich-
tung der wirtschaftlichen Leis-
tungsfähigkeit zu einer leicht
stärkeren Belastung von Basel-
Stadt führt: 362,8 Millionen
trägt Baselland, 400,2 Millio-
nen Basel-Stadt.

Unizeigt sichdennoch
zufrieden
Die nun gesprochenen Mittel
liegen leichtunterdenAnträgen
der Universität: Sie hatte 1,593
Milliarden Franken gefordert,
89 Millionen mehr als die nun
gesprochenen1,504Milliarden.
Dennoch istmanbeiderUni zu-

frieden: «Wir freuen uns, dass
die beiden Trägerkantone mit
diesem Entscheid unserer Uni-
versität das Vertrauen ausge-
sprochenhaben», lässt sichRek-
torin Andrea Schenker-Wicki
schriftlich zitieren. Das starke
Bekenntnis derbeidenBasel er-
laube es der Universität Basel,

auch in Zukunft in der Liga der
bestenForschungsuniversitäten
derWelt zu spielen.

Positiv kommentiert auch
dieHandelskammer beider Ba-
sel das Verhandlungsergebnis:
«Es ist sehr erfreulich, dass sich
die beiden Basel trotz unter-
schiedlicherFinanzlagegeeinigt
haben und sich gemeinsam für

eine starkeUni einsetzen», sagt
Direktor Martin Dätwyler. An-
ders sieht esdieBaslerLDP:Die
moderate Erhöhung der Mittel
reiche nicht, umdieUniversität
Basel auf Augenhöhe mit aus-
ländischen Universitäten wei-
terzuentwickeln, sagt der neue
LDP-Präsident Gabriel Nigon.

DiegestiegenenKantonsbei-
träge sindunter anderemaufdie
Teuerung zurückzuführen. Zu-
dem führt der gegenüber den
Planungen höhere Gebäude-
wert des neuen Biozentrums –
408,6 Millionen Franken – zu
höherenAbschreibungen.Diese
Mehrkostenbelaufensichauf 10
Millionen Franken über die
nächsten vier Jahre undwerden
von denKantonen getragen.

Allerdings sindnicht alleder
beschriebenen Kostenüber-
schreitungen beim Biozentrum
werthaltig.DieKosten, die etwa
aus Bauschäden, Planungsfeh-
lern und Verzögerungen ent-
standen sind und die nicht von

VersicherungenoderBauunter-
nehmenbezahltwerden, belau-
fen sichauf 18,7MillionenFran-
ken. Laut den Regierungen sol-
len diese Kosten (wie der
gesamte Biozentrum-Neubau)
paritätischaufgeteiltwerden; in
die Parlamente kommt deshalb
eine Sondervorlage mit Ausga-
ben über je 9,35Millionen.

Der Leistungsauftrag dürfte
in den beiden Parlamenten eine
Mehrheitfinden.Erentspricht in
etwadem,was imVorfelderwar-
tet wurde. Spannend dürfte der
Blickaufdie folgendeLeistungs-
periodeab2030werden.Eskün-
digt sich aus verschiedenen
Gründen – auchwegenNeubau-
ten – ein Kostensprung an, der
vor allem im Landkanton eine
neue Uni-Debatte entfachen
könnte. Dies vor dem Hinter-
grundeinerGemeindeinitiative,
welche die Kündigung des Uni-
vertrags fordertmitdemZiel,an-
dere Kantone bei der Finanzie-
rung stärker zurKasse zubitten.

Zolli: Rekordjahr
zumJubiläum
Jahresbericht Der Basler Zoo
verzeichnete 2024 einen neuen
Besucherrekord: Über 1,226
Millionen Eintritte wurden im
150. JahrdesBestehensdesZol-
li gezählt. Das sind rund drei
Prozent mehr als im Vorjahr.
AuchderZoo-Shopverzeichne-
temit einemNettoerlös von1,93
Millionen Franken einen Re-
kordumsatz. Die Restaurants
konnten ihren Umsatz deutlich
steigern, beimBetriebsergebnis
blieben sie jedoch deutlich hin-
ter demVorjahreswert zurück.

Anlässlich des 150-jährigen
JubiläumshattederZooBasel im
vergangenenGeschäftsjahrauch
deutlich höhere Ausgaben, vor
allem für Marketing und Wer-
bung sowie Verwaltungsauf-
wand und Anlässe. Umgekehrt
erhielt die Institution aus Spen-
den, Geschenken, Nachlässen
und Legaten sowie Patenschaf-
tenmehr als 10Millionen Fran-
ken. Unter dem Strich schloss
der Zolli das Jahr 2024 mit
einemGewinnvonrund66’000
Franken ab. (hys)

Rund1,504
Milliarden Franken
sprechen die beiden

Kantone für die Unibasel.


